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Preußische Geſetzſammlung 


Nr. 28. 


(Nr. 11224.) Geſetz über die Abänderung und Ergänzung der Ausführungsgeſetze zum Reichs- 
geſetz über den Unterſtützungswohnſiz. Vom 23. Juli 1912. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
Artikel 1. 

Hinter § 1 des Geſetzes, betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über 
den Unterſtützungswohnſitz, vom 8. März 1871 Gſetzſamml. S. 130) und § 1 
des Geſetzes, betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungs⸗ 
wohnſitz für das Herzogtum Lauenburg, vom 24. Juni 1871 (Offizielles Wochen⸗ 
blatt S. 183) ſind nachſtehende Vorſchriften einzufügen: 


1a. 

Wer ſelbſt oder in der Perſon ſeiner Ehefrau oder ſeiner noch nicht 
16 Jahre alten Kinder aus öffentlichen Armenmitteln unterſtützt wird, kann auch 
gegen ſeinen Willen auf Antrag des unterſtützenden oder des erſtattungspflichtigen 
Armenverbandes durch Beſchluß des Kreis- (Stadt) Ausſchuſſes für die Dauer 
der Unterſtützungsbedürftigkeit in einer öffentlichen Arbeitsanſtalt oder in einer 
ftaatlich als geeignet anerkannten Privatanſtalt untergebracht werden; der Unter⸗ 
gebrachte iſt verpflichtet, für Rechnung des Armenverbandes die ihm angewieſenen 
Arbeiten nach dem Maße ſeiner Kräfte zu verrichten. Als unterſtützt gilt der 
Ehemann oder der unterhaltungspflichtige Elternteil oder — bei unehelichen Kin⸗ 
dern — die Mutter auch dann, wenn die Unterſtützung der Ehefrau oder der 
Kinder ohne oder gegen den Willen dieſer Unterhaltspflichtigen gewährt iſt. 

Die Unterbringung erfolgt nicht: 

1. wenn die Unterſtützungsbedürftigkeit nur durch vorübergehende Umſtände 
verurſacht ift; 

2. wenn der Unterzubringende nicht arbeits⸗ oder erwerbsfähig iſt / 

3. wenn er entſprechend ſeiner Arbeits⸗ und Erwerbsfähigkeit zu ſeinem 
und feiner Familie Unterhalt beiträgt; 

4. wenn die Unterbringung mit erheblichen, den Umſtänden nach nicht 
gerechtfertigten Härten oder Nachteilen für das Fortkommen des Unter⸗ 
zubringenden verbunden ſein würde. 
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Anſtatt der Unterbringung in eine Arbeitsanſtalt kann auch die Einweiſung 
in eine Erziehungsanſtalt oder Heilanſtalt (insbeſondere auch Trinkerheilanſtalt) 
angeordnet werden, in welcher Gelegenheit gegeben iſt, den Eingewieſenen mit 
angemeſſener Arbeit zu beſchäftigen. 


SED: 

Zuſtändig für den Erlaß der Beſchlüſſe gemäß § 1a ift die für den Auf⸗ 
enthaltsort des Unterſtützten oder ſeiner Angehörigen zuſtändige Beſchlußbehörde. 
Hat der Unterzubringende keinen feſten Wohnſitz oder keinen dauernden Aufent⸗ 
halt, ſo kann die Beſchlußbehörde die Entſcheidung an diejenige des Unterſtützungs⸗ 
wohnſitzes oder — bei Landarmen — an die für den Sitz des Landarmen⸗ 
verbandes zuſtändige Behörde überweiſen. Sie iſt hierzu auf Antrag des er⸗ 
ſtattungspflichtigen Armenverbandes verpflichtet. Iſt ein Mitglied des Vorſtandes 
des betreibenden Armenverbandes gleichzeitig Mitglied der beſchließenden Behörde, 
ſo hat es ſich bei der Beſchlußfaſſung der Stimme zu enthalten. 


§1e. 

Die Entſcheidung des Kreis⸗(Stadt⸗) Ausſchuſſes ergeht auf Grund münd⸗ 
licher Verhandlung. Sie iſt mit Gründen zu verſehen. Vor der Entſcheidung 
iſt der Unterzubringende, gegen den das Verfahren ſich richtet, zu hören, ſoweit 
dies ohne erhebliche Schwierigkeit geſchehen kann. Das Beſchlußverfahren kann 
ſo lange ausgeſetzt werden, bis über die Klage des Unterzubringenden, der ſeine 
Unterhaltspflicht beſtreitet, im ordentlichen Rechtswege rechtskräftig entſchieden iſt. 
Im übrigen finden auf das Verfahren die Vorſchriften der $$ 52, 115, 116, 
119 bis 126 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
(Geſetzſamml. S. 195 ff.) ſinngemäße Anwendung. 

Gegen den Beſchluß des Kreis- (Stadt) Ausſchuſſes findet innerhalb zweier 
Wochen der Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitperfahren ftatt. 

Die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes iſt endgültig. 

Der Antrag auf mündliche Verhandlung hat keine aufſchiebende Wirkung. 
Der Kreis (Stadt) Ausſchuß kann indeſſen die Vollſtreckung der Anordnung 
auf Antrag oder von Amts wegen bis zur endgültigen Entſcheidung ausſetzen. 
Vor der Ausſetzung iſt der Armenverband zu hören. 

Der Unterzubringende tft über die ihm zuſtehenden Rechtsmittel ſchriftlich 
zu belehren. 

§ 1d. 

Die Vollſtreckung des Beſchluſſes liegt dem antragſtellenden Armenverband 
ob. Der vorläufig unterſtützende Armenverband iſt berechtigt, ſie dem erſtattungs⸗ 
pflichtigen zu überweiſen. 

Die Armenverbände ſind berechtigt, die einer Arbeitsanſtalt überwieſenen 
Perſonen in Anſtalten außerhalb ihres Bezirkes unterzubringen oder ihnen Arbeiten 
auch ohne Aufnahme in eine geſchloſſene Arbeitsanſtalt anzuweiſen. 
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Ste. 
Die Entlafjung aus der Arbeitsanſtalt ift von dem Armenverbande zu 
verfügen, ſobald die geſetzlichen Vorausſetzungen der Unterbringung weggefallen ſind. 
Beantragt der Untergebrachte die Aufhebung des Unterbringungsbeſchluſſes 
mit der Behauptung, daß deſſen Vorausſetzungen weggefallen ſeien, ſo entſcheidet 
über dieſen Antrag der Kreis⸗ (Stadt) Ausſchuß, der den Beſchluß erlaſſen hat; 
für das Verfahren gelten die Vorſchriften des § 1e. 
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Der Armenverband kann den Untergebrachten für eine angemeſſene Zeit 
beurlauben; bleibt der Beurlaubte während der Beurlaubung unterſtützungs⸗ 
bedürftig ($ 1a), fo kann auf Antrag des Armenverbandes durch Beſcheid des 
Vorſitzenden des Kreis⸗ (Stadt-) Ausſchuſſes, der den Unterbringungsbeſchluß er⸗ 
laſſen hat, die Wiedereinlieferung des Beurlaubten verfügt werden. In dem 
Beſcheid iſt den Beteiligten zu eröffnen, daß ſie befugt ſind, innerhalb zweier 
Wochen auf Beſchlußfaſſung durch das Kollegium anzutragen oder das Rechts- 
mittel der Beſchwerde an den Bezirksausſchuß einzulegen. Im übrigen finden 
die Vorſchriften des $ 117 Abſ. 4 und 5 des Landesverwaltungsgeſetzes mit der 
Maßgabe Anwendung, daß Beſchwerde und Antrag auf Beſchlußfaſſung durch 
das Kollegium keine aufſchiebende Wirkung haben. 

Wird während der Beurlaubung eine Wiedereinlieferung nicht verfügt, ſo 
gilt der Beurlaubte als endgültig entlaſſen. 

Wird der Antrag auf Beurlaubung von dem Untergebrachten nach Ab- 
lauf von drei Monaten ſeit der Unterbringung oder der Wiedereinlieferung oder 
der Ablehnung eines ſolchen Antrags geſtellt, ſo hat, wenn der Armenverband 
dem Antrage nicht entſprechen will, der Vorſitzende des Kreis- (Stadt-) Aus⸗ 
ſchuſſes, der den Unterbringungsbeſchluß erlaſſen hat, einen Beſcheid zu erteilen. Auf 
das Verfahren finden Satz 2 und 3 des Abſ. 1 Anwendung. 

Wenn die Unterbringung ein Jahr gedauert hat, muß der Untergebrachte 
auch ohne Antrag beurlaubt werden. Eine erneute Unterbringung darf alsdann 
erſt nach Ablauf von drei Monaten beſchloſſen werden. 


§ 1g. 

Aus dem Arbeitsverdienſte des Untergebrachten ſind zunächſt die Koſten 
der Unterbringung zu decken. Aus dem Aberſchuß iſt die Unterſtützung zu be⸗ 
ſtreiten, die den Angehörigen des Untergebrachten für die Zeit der Unterbringung 
gewährt wird. Der dann noch verbleibende Reſt iſt dieſem bei der Entlaſſung 
auszuhändigen. 

§ IB. 

Für jede Arbeitsanſtalt iſt eine Hausordnung aufzuſtellen, welche Vor⸗ 

ſchriften über die Aufnahme und Behandlung, die Art der Beſchäftigung und 
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Entlohnung ſowie über die Berechnungsweiſe der Koſten der Unterbringung 
($ 19) enthalten muß und der ſtaatlichen Beſtätigung bedarf. Dies gilt ſinn⸗ 
gemäß, wenn dem Untergebrachten ohne Aufnahme in eine geſchloſſene Arbeits- 
anſtalt Arbeit angewieſen wird. 
Gr 

Die Polizeiverwaltungen find verpflichtet, die zur Vorbereitung des Ver⸗ 
fahrens und zur Durchführung der Vollſtreckung etwa erforderliche Hilfe zu gewähren. 

Insbeſondere haben ſie auf Antrag des unterſtützenden Armenverbandes 
den gemäß $ 12 Unterſtützten, der einer Vorladung der Armenbehörde nicht 
Folge leiſtet, an Stelle der Armenbehörde zu vernehmen oder dieſer vorzuführen. 

Die entſtehenden Transportkoſten fallen in allen Fällen dem unterſtützungs⸗ 
pflichtigen Armenverbande zur Laſt. 


Artikel 2. 

Der Abf. 1 des $ 65 des Geſetzes, betreffend die Ausführung des Bundes⸗ 
geſetzes über den Unterſtützungswohnſitz, vom 8. März 1871 GGeſetzſamml. S. 130) 
und der Abſ. 1 des § 53 des betreffenden Geſetzes für das Herzogtum Lauenburg 
vom 24. Juni 1871 (Offizielles Wochenblatt S. 183) erhalten folgende Faſſung: 

Auf Antrag des Armenverbandes, der einen Hilfsbedürftigen unterſtützen 
muß, können durch einen mit Gründen verſehenen Beſchluß der Verwaltungs⸗ 
behörde nach Anhörung der Beteiligten die nach den Vorſchriften des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs Unterhaltungspflichtigen angehalten werden, dem Hilfsbedürftigen 
nach Maßgabe ihrer geſetzlichen Verpflichtung die erforderliche laufende Unter⸗ 
ſtützung zu gewähren. Auf den Vater eines unehelichen Kindes findet dieſe Vor⸗ 
ſchrift nur inſoweit Anwendung, als er ſeine Vaterſchaft nach $ 1718 B. G. B. 
anerkannt hat oder ſeine Unterhaltspflicht in einem vollſtreckbaren Titel feſt⸗ 


geſtellt iſt. 
Artikel 3. 


In den Fällen der Artikel 1 und 2 finden die Vorſchriften des § 59 des 
Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 keine An⸗ 
wendung. 

Artikel 4. 

Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1912 in Kraft. 

Der Miniſter des Innern iſt mit ſeiner Ausführung beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Balholm, den 23. Juli 1912. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. Sydow. 


Zugleich für den Miniſter des Innern: 
v. Trott zu Solz. v. Heeringen. Frhr. v. Schorlemer. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 „ 
und 1884 bis 1903 zu 2,40 /) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


